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Vom Europäischen Gerichtshof 

Änderung von Steuerbescheiden bei Rechnungs-
berichtigung 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ist der Auffassung, dass Steuerbescheide im 

Rahmen der Verjährungsfrist für die nachträgliche Korrektur von Mehrwertsteuer 

offenbleiben sollten. Relevant kann das vor allem für kleinere Unternehmer 

werden. 

Die in Rumänien ansässige Gesellschaft D lieferte Raps an die deutsche Gesellschaft A. Da dieser Raps 

nach Angaben der A Rumänien verlassen sollte, behandelte D die Umsätze als innergemeinschaftliche 

Lieferungen. Weil keine Nachweise über die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung dieser Lieferungen 

vorgelegt werden konnten, verweigerten die rumänischen Behörden die Steuerbefreiung und erhoben die 

Steuer mit Steuerbescheid vom 4. März 2014 nach. D stellte daher am 27. März 2014 berichtigte Rechnun-

gen auf Basis des Steuerbescheids aus – also offenbar mit Steuerausweis. A teilte D nunmehr mit, dass 

der Raps Rumänien nicht verlassen habe, und bat um die Korrektur dieser Rechnungen, weil ihre deutsche 

und nicht ihre rumänische Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer in den Rechnungen ausgewiesen war. 

Außerdem wies sie D auf den (in Rumänien in diesem Fall offenbar vorgesehenen) Übergang der Steuer-

schuldnerschaft für diese Lieferungen hin. Daraufhin berichtigte D ihre Rechnungen am 31. März 2014 

erneut, diesmal ohne Steuerausweis. Den Steuerminderbetrag machte D daraufhin in ihrer laufenden 

monatlichen Steuererklärung (für März 2014) geltend, was zu einem negativen Steuerbetrag führte. Die 

Finanzverwaltung verwies (im Jahr 2017) auf den rechtskräftig gewordenen Steuerbescheid und setzte die 

Steuer abweichend fest. Die zweite Berichtigung dieser Rapslieferungen am 31. März 2014 habe die 

Wirkungen des Steuerbescheids vom 4. März 2014 aufgehoben, obwohl dieser bestandskräftig geworden 

sei. Ein Rechtsbehelf gegen diesen Steuerbescheid war offenbar nicht eingelegt worden. 

Nach dem EuGH ist ein Mitgliedsstaat grundsätzlich verpflichtet, unter Verstoß gegen das Unionsrecht 

erhobene Abgaben zu erstatten. Einem Antrag auf Erstattung zu viel entrichteter Mehrwertsteuer liege also 

der Anspruch auf Rückzahlung rechtsgrundlos gezahlter Beträge zugrunde. Grundsätzlich sei es Sache der 

Mitgliedsstaaten, die Voraussetzungen festzulegen, unter denen zu Unrecht in Rechnung gestellte Mehr-

wertsteuer berichtigt werden kann. Der Grundsatz der Neutralität der Mehrwertsteuer verlange es jedoch, 

dass die zu Unrecht in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer berichtigt werden kann, wenn der Rechnungs-

aussteller die Gefährdung des Steueraufkommens rechtzeitig und vollständig beseitigt hat. Eine solche 

Gefährdung entfalle aber, wenn die Steuerschuld auf den Abnehmer übergegangen ist. Würde man dem 

Lieferer unter solchen Umständen die Erstattung verwehren, liefe das darauf hinaus, ihm unter Missach-

tung des Grundsatzes der Neutralität der Mehrwertsteuer eine Steuerlast aufzuerlegen. 

Der sogenannte Grundsatz der Effektivität verlange es, dass eine nationale Verfahrensvorschrift die Aus-

übung der dem Einzelnen durch das Unionsrecht verliehenen Rechten nicht praktisch unmöglich macht 

oder übermäßig erschwert. Zwar sei es nicht statthaft, dass ein Erstattungsantrag ohne zeitliche Grenze 

gestellt wird. Allerdings könne dem Steuerpflichtigen, obwohl die nationale (rumänische) Vorschrift vorsieht, 

dass er ab Bekanntgabe des Steuerbescheids 30 Tage Zeit hat, Einspruch einzulegen, nur sehr wenig Zeit 

für einen solchen Einspruch bleiben, oder dieser könne sogar verfristet sein, wenn die Tatsachen, auf 

deren Grundlage der betreffende Steuerbescheid angefochten werden könnte, erst nach Ausstellung 

dieses Bescheids bekannt werden. Dann würde die Ausübung des Rechts auf Mehrwertsteuerabzug durch 

den Steuerpflichtigen praktisch unmöglich oder zumindest übermäßig erschwert. Im vorliegenden Fall hatte 

D nur einige Tage, um den ersten Steuerbescheid im Rahmen des ihr offenstehenden Einspruchsverfah-

rens sachdienlich anzufechten. Werde die Erstattung nach Rechnungskorrektur dem Steuerpflichtigen 

verwehrt, obwohl die mit dieser Regelung festgesetzte (im rumänischen Recht offenbar vorgesehene) 

fünfjährige Ausschlussfrist noch nicht abgelaufen ist, stehe der Grundsatz der Effektivität dagegen. Etwas 

anderes könne im Falle von Betrug oder Missbrauch gelten, hierfür sei aber nichts vorgetragen worden. 

Hinweis 

Nach dem deutschen Umsatzsteuerrecht hätte sich das Problem in derselben Situation so nicht gestellt: 

Die Berichtigung unrichtig ausgewiesener Steuer im Sinne des § 14c Abs. 1 UStG ist in entsprechender 

Anwendung des § 17 Abs. 1 UStG für den Besteuerungszeitraum der Erteilung der korrigierten Rechnung 

und ggf. Rückzahlung des Steuerbetrags vorzunehmen. Die rückwirkende Korrektur einer nach § 14c Abs. 

Fundstellen 

EuGH C-835/18 „Terracult“, 

Urteil vom 2. Juli 2020;  

C-81/17 „Zabrus Siret“, Urteil 

vom 26. April 2018 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62018CJ0835&qid=1597660703841&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62017CJ0081&qid=1597660776147&from=DE
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1 UStG geschuldeten Steuer wird vom Bundesfinanzhof (BFH) bislang nicht anerkannt, auch wenn der XI. 

Senat in dieser Frage erst jüngst Verwirrung gestiftet hat (siehe Ausgabe 06 der Umsatzsteuer-News vom 

Juni 2020). Für eine entsprechende Anwendung des vorliegenden Urteils auf den Sachverhalt einer Berich-

tigung des Vorsteuerabzugs gibt es einen Anhaltspunkt: Im Urteil „Zabrus Siret“ aus dem Jahr 2018 hat der 

EuGH für den Fall des Vorsteuerabzugs in ähnlicher Weise entschieden. Demnach dürfe das Recht, den 

Vorsteuerabzug geltend zu machen, nicht schon nach allzu kurzer Zeit verwehrt werden. 

Zwar wird ein Sachverhalt, in dem die Bestandskraft eines Umsatzsteuerbescheids z. B. dem Vorsteuerab-

zug entgegensteht, in Deutschland selten problematisch sein: Steueranmeldungen (wie Umsatzsteuer-

voranmeldungen oder Umsatzsteuerjahreserklärungen) stehen einer Steuerfestsetzung unter Vorbehalt der 

Nachprüfung gleich (§ 168 Satz 1 i. V. m. § 150 Abs. 1 Satz 3 AO). Ein solcher Vorbehalt der Nachprüfung 

(§ 164 AO) erlaubt die Aufhebung oder Änderung eines Steuerbescheids auch nach Ende der Einspruchs-

frist. Allerdings kann der Vorbehalt unter Umständen noch vor dem Ablauf der vierjährigen allgemeinen 

Festsetzungsverjährungsfrist wegfallen oder aufgehoben werden, wonach der Steuerbescheid nur noch 

unter ganz bestimmten Umständen geändert werden kann. Das dürfte (abgesehen von Bescheiden im 

Vorsteuer-Vergütungsverfahren) wohl vor allem bei kleineren Unternehmen ein Thema sein. Das vorliegen-

de Urteil könnte es zusammen mit dem Urteil „Zabrus Siret“ erlauben, selbst in einem solchen Fall zumin-

dest bestimmte nachträgliche Änderungen am Steuerbescheid durchzusetzen.  

Allerdings ist zu beachten, dass der EuGH ohne Weiteres auf die nationale Festsetzungsverjährungsfrist 

abstellt. Dazu, ob er einer Änderung eines Steuerbescheids auch zustimmen würde, wenn zum Beispiel der 

Ablauf der Festsetzungsverjährungsfrist über ihre gewöhnliche Dauer hinaus gehemmt wird (§ 171 AO), 

sagt er nichts – auch sonst sind hier viele Einzelheiten noch unklar. Daher sollten Unternehmer sich bis auf 

Weiteres keineswegs auf diese Rechtsprechung verlassen, sondern sich nur als Ultima Ratio darauf beru-

fen, wenn ein Bescheid nicht durch Einspruch offen gehalten wurde und andere Wege zur Änderung eines 

Umsatzsteuerbescheids im Rahmen der Festsetzungsverjährungsfrist keinen Erfolg versprechen. 

Zur Besteuerung der Unterbringung von 
Kundenservern 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) befindet, zumindest für bestimmte Sachver-

halte der Unterbringung von Servern, dass diese weder als grundstücksbezogene 

Leistungen gelten könnten, noch als Vermietung eines Grundstücks steuerbefreit 

seien. 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens, im Hauptgeschäft eine Betreiberin für drahtlose Telekommunikati-

onsnetze, bot unter anderem Betreibern, die in Finnland und in anderen EU-Mitgliedsstaaten auf dem Ge-

biet der Informationstechnologie tätig waren und ihre eigenen Server nutzten, Hostingdienste in einem 

Rechenzentrum an. Die Server waren in Räumlichkeiten untergebracht, die über die erforderlichen Daten-

verkehrsverbindungen verfügten und in denen Luftfeuchtigkeit und Wärme präzise geregelt waren, um so 

die bestimmungsgemäße Nutzung der Server in einer gekühlten Umgebung zu ermöglichen. Die von der 

Klägerin im Rechenzentrum angebotenen Hostingdienste umfassten die Bereitstellung eines Geräte-

schranks, der mit einer abschließbaren Tür ausgestattet war, von Strom sowie von Dienstleistungen, deren 

Zweck darin bestand sicherzustellen, dass die Server unter optimalen Bedingungen genutzt werden konn-

ten. Hierzu gehörten die Überwachung von Temperatur und Luftfeuchtigkeit, die Kühlung, die Überwachung 

von Ausfällen der Stromzufuhr, Rauchmelder, um eventuelle Brände in den Geräteschränken zu erkennen, 

sowie eine elektronische Zugangskontrolle. Darüber hinaus sorgte die Klägerin u. a. für die allgemeine 

Raumpflege und die Auswechslung elektrischer Leuchtmittel. Die Geräteschränke waren in einem von der 

Klägerin angemieteten Gebäude im Boden festgeschraubt. Die Nutzer brachten in den Geräteschränken 

anschließend ihre eigenen Geräte unter, die selbst in den Geräteschränken festgeschraubt wurden und 

innerhalb einiger Minuten ausgebaut werden konnten. Die Kunden verfügten nicht über einen Schlüssel zu 

dem Geräteschrank, in dem sie ihren Server untergebracht hatten, konnten den Schlüssel jedoch nach 

Überprüfung ihrer Identität von einem jederzeit bereitstehenden Wachdienst erhalten. Die Klägerin hatte 

kein Zugangsrecht zu den Geräteschränken ihrer Kunden. 

Der EuGH lehnte eine Steuerbefreiung dieser Dienstleistung als Vermietung von Grundstücken ab. Ebenso 

war er der Auffassung, dass es sich nicht um eine grundstücksbezogene Leistung handelte, der Leistungs-

ort sich also nicht nach dem Ort des Grundstücks bestimmte. 

Was die Steuerbefreiung betraf, so stellte der EuGH die verhältnismäßig passive Tätigkeit der Vermietung 

eines Grundstücks einem Sachverhalt gegenüber, bei dem der Eigentümer neben der Zurverfügungstellung 

des Grundstücks eine ganze Reihe geschäftlicher Tätigkeiten wie Aufsicht, Verwaltung und ständige Unter-

Fundstellen 

EuGH C-215/19 „A Oy“, Urteil 

vom 2. Juli 2020 

https://www.pwc.de/de/newsletter/steuern-und-recht/Umsatzsteuer-News-06-2020.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62019CJ0215&qid=1597660488762&from=DE
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haltung sowie Zurverfügungstellung anderer Anlagen erbringt. Wenn nicht ganz besondere Umstände vor-

lägen, könne im letzten Fall die Vermietung dieses Grundstücks nicht die ausschlaggebende Dienstleistung 

darstellen. Der EuGH führt im Weiteren detailliert aus, weshalb er für die Zurverfügungstellung der Server 

zum selben Schluss kommt. Insbesondere schien sich die Klägerin nicht darauf zu beschränken, ihren 

Kunden eine Fläche oder einen Standort passiv zu überlassen und ihnen dabei das Recht zuzusichern, 

diese Fläche oder diesen Standort wie ein Eigentümer in Besitz zu nehmen und jede andere Person von 

diesem Recht auszuschließen. Die Geräteschränke seien auch nicht selbst als vermietete Grundstücke 

anzusehen, da es sich nach Meinung des EuGH bei diesen nicht um wesentliche Bestandteile im Sinne des 

Art. 13b MwStDVO handelte. Den Grundstücksort als Leistungsort ließ der Gerichtshof nicht zu, weil die 

fraglichen Dienstleistungen weder im Sinne des Art. 31a MwStDVO in einem hinreichend direkten Zusam-

menhang mit dem Grundstück standen, noch (zum Zwecke rechtlicher oder physischer Veränderungen an 

dem Grundstück) für das Grundstück selbst erbracht wurden oder auf das Grundstück selbst gerichtet 

waren. Dagegen sei die Vermietung eines Grundstücks zur Lagerung von Gegenständen nicht als Dienst-

leistung im Zusammenhang mit einem Grundstück im Sinne von Art. 47 MwStSystRL anzusehen, wenn 

dem Kunden kein bestimmter Teil des Grundstücks zur ausschließlichen Nutzung zur Verfügung stehe. 

 

Aus der Gesetzgebung 

Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes 
2020 

Wie (fast) in jedem Jahr werden auch im Jahr 2020 kleinere und größere Änderun-

gen unterschiedlicher Steuergesetze in einem Jahressteuergesetz 2020 (JStG 

2020) zusammengefasst. Was die Umsatzsteuer angeht, sind die im Referenten-

entwurf vorgesehenen Änderungen dieses Mal besonders weitreichend. 

An erster Stelle steht die Umsetzung der sogenannten „E-Commerce-Richtlinie“ (auch „Mehrwertsteuer-

Digitalpaket“) 2017/2455 (geändert durch die Richtlinie 2019/1995), die eine umfassende Reform nicht nur 

der bisherigen Versandhandelsregelung, sondern auch der grenzüberschreitenden Dienstleistungen an 

Verbraucher vorsieht. Im Zuge dieser Reform entwächst der bisherige „Mini-One-Stop-Shop“ (MOSS), der 

bislang nur für bestimmte grenzüberschreitende Dienstleistungen eine einzige Anlaufstelle für Erklärungen 

in den Mitgliedsstaaten der EU vorsah, seinen Kinderschuhen und wird zu einem sehr weitgehenden One-

Stop-Shop (OSS) für Leistungen an näher bestimmte Abnehmer. Das betrifft sonstige Leistungen, die von 

ausländischen Unternehmern erbracht werden, ebenso wie die neu definierten innergemeinschaftlichen 

Fernverkäufe – aber auch Lieferungen innerhalb eines Mitgliedsstaats über eine elektronische Schnittstelle 

sowie (im Rahmen eines Import-One-Stop-Shops, IOSS) Fernverkäufe von aus einem Drittlandsgebiet 

eingeführten Gegenständen in Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 150 Euro. Diese Verfahrens-

änderungen gehen mit zahlreichen Änderungen des materiellen Umsatzsteuerrechts einher, die auch die 

bisherige Haftung beim Handel auf elektronischen Marktplätzen umfassen. Der Referentenentwurf sieht 

zwar ein Inkrafttreten der damit verbundenen Änderungen zum 1. Oktober 2020 (für die Verfahrensvor-

schriften, vermutlich um eine rechtzeitige Registrierung zu ermöglichen) bzw. zum 1. Januar 2021 vor, 

allerdings wurde die Frist zur Anwendung der in den genannten Richtlinien vorgesehenen Änderungen 

infolge der Coronakrise auf EU-Ebene (vorerst) auf den 1. Juli 2021 verschoben. Es ist anzunehmen, dass 

spätere Entwürfe des JStG 2020 diese Verschiebung nachvollziehen.  

Fundstellen 

Referentenentwurf des JStG 

2020 im Webauftritt des Bun-

desministeriums für Finanzen;  

Beschluss (EU) 2020/1109 

des Rates vom 20. Juli 2020 

zur Änderung der Richtlinien 

(EU) 2017/2455 und (EU) 

2019/1995 in Bezug auf die 

Umsetzungsfrist und den 

Geltungsbeginn als Reaktion 

auf die COVID-19-Pandemie 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-07-17-JStG-2020/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-07-17-JStG-2020/0-Gesetz.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32020D1109&qid=1598362236900&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02017L2455-20200818&qid=1598362471220&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02019L1995-20200818&qid=1598362527434&from=DE
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Eine weitere wichtige Änderung ist eine beabsichtigte Klarstellung, dass die Korrektur einer Rechnung nicht 

als rückwirkendes Ereignis für Zwecke der Änderung von Steuerbescheiden und für bestimmte Zinsvor-

schriften gelten soll. Dies bedeutet aber keinesfalls den Ausschluss der rückwirkenden Rechnungsberichti-

gung zur Heilung des Vorsteuerabzugs.  

Eine weitere beabsichtigte Klarstellung des Gesetzgebers betrifft Preisnachlässe und Preiserstattungen 

eines Unternehmers in einer Leistungskette an einen in dieser Leistungskette nicht unmittelbar nachfolgen-

den Abnehmer: Hier soll eine Minderung der Bemessungsgrundlage (nur) dann vorliegen, wenn der Leist-

ungsbezug dieses Abnehmers im Rahmen der Leistungskette im Inland steuerpflichtig ist. Dies basiert auf 

bereits ergangener Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. 

Außerdem soll zum 1. Januar 2021 der Übergang der Steuerschuldnerschaft auf Telekommunikationsleist-

ungen an Wiederverkäufer ausgedehnt werden. 

Hinweis 

Derzeit liegt lediglich ein Referentenentwurf vor, der erfahrungsgemäß noch mehr oder minder weitrei-

chende Änderungen, Hinzufügungen und auch Streichungen erfahren wird. Über Einzelheiten des JStG 

2020 werden wir Sie mit weiteren Ausgaben unseres Newsflashs „Umsatzsteuer aktuell“ noch genauer 

informieren. 

Aus der Finanzverwaltung 

Zum Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer 

Zum Abzug der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) als Vorsteuer ist gewöhnlich berech-

tigt, wer den Gegenstand für sein Unternehmen im Inland eingeführt hat. Das ist 

der Unternehmer, der bei Einfuhr die Verfügungsmacht an der Ware hat. In einem 

neuen Schreiben bezieht das Bundesfinanzministerium (BMF) Stellung zum Zeit-

punkt, an dem die Verfügungsmacht übergeht. 

Nach Auffassung des BMF bestimmt sich der Zeitpunkt, an dem die Verfügungsmacht an einem Einfuhrge-

genstand übergeht, nach dem umsatzsteuerlichen Lieferungsort. Lieferklauseln wie z. B. Incoterms seien 

unbeachtlich. Damit wendet sich das BMF gegen eine in der Literatur vertretene Auffassung, die die 

Verfügungsmacht unter anderem an der Transportgefahr festmachen möchten. 

Im Falle einer bewegten Lieferung ist der Ort der Lieferung dort, wo die Beförderung oder Versendung der 

Ware beginnt. Zugleich gilt der Beginn des Transports als Lieferzeitpunkt. Im Zweierverhältnis wäre unter 

normalen Umständen also der Abnehmer berechtigt, die EUSt als Vorsteuer abzuziehen. Das gelte, so das 

BMF, auch beim Reihengeschäft; somit wäre also für gewöhnlich der Abnehmer der bewegten Lieferung 

zum Abzug der EUSt berechtigt. Das BMF verweist für Fälle, in denen tatsächlich keine Lieferung zustan-

dekommt, ausdrücklich auf die Absätze 11 und 12.  

Absatz 5 Satz 1 der Regelung behandelt nun ausdrücklich den Fall des § 3 Abs. 8 UStG, der (ggf. unter 

weiteren Voraussetzungen) z. B. bei Lieferung unter der Kondition „verzollt und versteuert“ zur Anwendung 

kommt. Da nach § 3 Abs. 8 UStG der Lieferort im Inland ist und somit der Lieferzeitpunkt der Einfuhr nach-

folgt, ist in diesen Fällen gewöhnlich der Lieferer zum Abzug der EUSt als Vorsteuer berechtigt.  

Weitere Änderungen betreffen redundante Regelungen sowie die Streichung der Formulierung, dass es 

nicht entscheidend sei, wer Schuldner der entstandenen Einfuhrumsatzsteuer war, weil die Anwendung des 

§ 3 Abs. 8 UStG nach dem Gesetzeswortlaut gerade unter der Bedingung steht, dass der Lieferer oder sein 

Beauftragter Schuldner der EUSt ist. Kommt keine Lieferung zustande, so geht auch die Verfügungsmacht 

nicht über; daher geht offenbar das BMF (über eine kleine Änderung des Verweises auf Abs. 5 der neuen 

Regelung anstelle von Abs. 4) davon aus, dass der Lieferer bei Einfuhr (gleichsam in rückwirkender Er-

kenntnis) die Verfügungsmacht nicht verloren haben konnte. 

 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 

16. Juli 2020 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2020-07-16-vorsteuerabzug-bei-der-einfuhrumsatzsteuer-einfuhr-fuer-das-unternehmen.html
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Aus dem Ausland 

Vereinigtes Königreich: Registrierung bei 
Lieferungen aus dem Ausland  

Die Regierung des Vereinigten Königreichs (UK) hat angekündigt, dass ab dem 

Jahr 2021 Lieferungen ausländischer Lieferer an britische Abnehmer bis zu 

bestimmten betraglichen Schwellen zu einer umsatzsteuerlichen Registrierung im 

UK führen können. Besondere Regelungen sollen für Onlinemarktplätze gelten. 

Für Lieferungen aus dem Ausland in das UK sehen die Änderungen vor, dass der Leistungsort für Liefe-

rungen von Gegenständen, die einen Wert von 135 GBP nicht übersteigen, grundsätzlich im UK liegt, 

sodass sie als Inlandslieferungen gelten. Es soll dann also die „normale“ britische Mehrwertsteuer fällig 

werden, keine Einfuhrmehrwertsteuer. Die Befreiung geringwertiger Wirtschaftsgüter von der Einfuhr-

mehrwertsteuer soll entfallen. Dies bedeutet nicht, dass in den betreffenden Fällen künftig keine Einfuhr-

anmeldungen mehr abzugeben sind – sie sind aus nichtfiskalischen Gründen auch weiterhin erforderlich. 

Onlinemarktplätze, die in den Verkauf involviert sind, sollen in die Leistungskette eingebunden werden und 

für die Steuerentrichtung verantwortlich sein. Es sind grundsätzlich auch Lieferungen an Unternehmer ein-

bezogen; unter bestimmten Umständen geht die Steuerschuldnerschaft aber auf den im Vereinigten König-

reich registrierten unternehmerischen Abnehmer über. Der Vorschlag äußert sich auch zum Fall, dass aus-

ländische Unternehmer Gegenstände liefern, die sich bereits im UK befinden – auch hier kann die Beteili-

gung von Onlinemarktplätzen bedeutsam sein.  

Hinweis 

Diese Änderungen betreffen nicht Nordirland, das im Hinblick auf Lieferungen von Gegenständen vorüber-

gehend weiter wie ein EU-Staat behandelt wird (siehe Ausgabe 07 der Umsatzsteuer-News vom Juli 2020). 

Hier hat die EU-Kommission bereits einen Entwurf zur Änderung der relevanten europäischen Mehrwert-

steuervorschriften eingebracht, der eine besondere Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer für nordirische 

Unternehmen vorsieht. 

Fundstellen  

„Changes to VAT treatment of 

overseas goods sold to 

customers from 1 January 

2021“ vom 20. Juli 2020 im 

Webauftritt von HM Revenue 

& Customs; 

Information zum Vorschlag 

der EU-Kommission (beide in 

englischer Sprache) 

https://www.pwc.de/de/newsletter/steuern-und-recht/Umsatzsteuer-News-07-2020.pdf
https://www.gov.uk/government/publications/changes-to-vat-treatment-of-overseas-goods-sold-to-customers-from-1-january-2021/changes-to-vat-treatment-of-overseas-goods-sold-to-customers-from-1-january-2021
https://ec.europa.eu/taxation_customs/news/commission-proposes-amend-vat-rules-accommodate-trade-northern-ireland-after-transition-period_de
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